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IDie zer~törte Banknote .
F . A . Mann hat vor einiger Zeit 1 eine Entscheidung des
Suprem e Court.of Canada in Sachen Bank of Canada v.
Bank of Montreal? besprochen, deren Ergebnis , wiewohl
es nach Ma nn für die Welt des Common Law als "über-
zeuge nd und ges un d" zu erachten, nach dem geltenden
Rech t der Bundesrepublik Deutschland ni ch ts weniger als
selbstverständl ich ist.
1. Der Erkenntnis lag der folgende ansc hei nend überaus
simple S achverhalt zugrunde , daß jemandes Fü nf-Dol-
lar-Banknote durch Feuer zers tö rt wurde und der Geschä-
digte nunmehr eine "Ersatz" - Note von der beklagten Zen-
tralbank verlangte. Das erstinstanzliche wie auch das Be-
rufungsgericht gaben dem Kläger bzw . seiner Bank recht,
das weitere Rechts mi ttel de r Bank of Canada wurde zu-
rii ckgewiesen, freilich nur mi t vier gegen vier Sttmmen".
Die " Mehrheit " der obersten Richter war der Ansicht,
ebenso wie im Falle einer Schuldverschreib un g ("promis-
sory note ") könne ein ehemaliger Noten-Inhaber dann
Zahlung' des verbrieften Betrages fordern, wenn er die
Zerstörung nachweisen könne oder diese Tatsache vom
Gegn er zugestanden werde'. Die "Minderheit" des Ge-
ri chts sp rach hingegen einer Banknote den Charakter ei-
ner " promissory note" ab ; sie sei ..mon ey" - und nichts an-
deres".
2. Anders als in England oder Kanada 6 hat der bundes-
deutsche Gesetzgeber eine ausdrückliche Regelung für den
Fall der " Ve r n ic h t u n g " einer Banknote getroffen , in
§ 14 Abs .3 Satzl BBankG 7 • Hiernach braucht die Deut-
sche Bundesb ank. für "vernichtet e" Noten keinen Ersatz
zu leisten, wohl aber hat sie - unter bestimmten, in § 14
Abs.3 Satz 2 BBankG näher bezeichoeten Umständen -
für "beschädigte" Noten unbeschädigte bereit- und dem
Geschädigten zur Verfügung zu stell en . Ferner geht aus
§ 14 Abs .2 Satz 2 BBankG eine Verpflichtung der Deut- .
. sehen Bundesbank. zum Umtausch demnächst einzuzie-
hender Banknoten hervor". Schließlich mag auch - wie es
Marin" und F ögen 10 annehmen - der Verlust der Geld-
eigenschaft (..dem onetization" , "Entgeltung" 11), den
Emittenten zum Umtausch der bisher gelten den in neue
Geldzeichen nötigen. I
3. Worin fr eilich der Grund für di e unterschiedliche Be-
handlung der Frage, ob eine zerstörte Banknote zu erset-
zen sei, im deu tschen und englischen Recht liegt, ist, soweit
ersichtlich, bisher nirgends erörtert wo rden .
a) Wie immer man Manns Auffassung, eine Banknote sei
(auch) eine "promissory note" , eine (Inhaber-)Schuldver-
schreibung im Sinne von §§ 793ff. BGB 12 , werten mag";
ist d ie Urkunde vernichtet, so tritt jed enfalls auch nach
§ 797 Satz I BGB dasselbe Ergebnis wie nach § 14 Abs .3
Satz 1 BBankG ein, di e Bundesbank braucht nicht (mehr)
zu leisten. Immerhin aber ersche int es kaum angängig , die
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unterliegt solch falsches Geld der Einziehung nach § 150
- \StGB. Daher mag das zu seuchenrechtlichen Fragen er-
gangene, aber ausdrücklich als ..Grundsatz': apostro-
phierte BVerfG-Diktum auch hier gelten:" ~,
..Sachen, von denen er hebliche Gefahren für . .. das Ge-
meinwohl ... ausgehen, können dem Eigentümerohne Ent-
schädigung entzogen (und vernichtet) werden"; "
eine derartige
"dem Sacheigentum inunanente Sozialbindung (würde)
sich auch ohne spezialgesetzliche Regelung unmittelbar
aus Art. 14 Abs. 2 GG ergeben . , ." " . .
,
cc) Bei v erlorenen Banknoten (§ 14 Abs. 3 Satz 1 2. Alt.
BBankG), ebenso auch bei ver n i c h te ten Geldscheinen
(§ 14 Abs. 3 Satz 1 1. Alt. BBankG) scheint freilich das oben c
erwähnte Ma nn'sche Argument von einer ..Bereicherung"
der Deutschen Bundesbank kaum zu entkräften"'. Nichts-
destoweniger verstößt d ie in § 14 Abs. 3 Satz 1 '1. , 2. Alt.
BBankG getroffene Regelung nicht etw a gegen Art. 14 GG. ..
Zwar ist evident, daß die Inhaberschaft von Banknoten,
auch wenn man ihre Wirkkraft aus dem öffentlichen Recht
ableitet , den Schutz des Eigentumsgrundrechts genießen •
muß". Daraus folgt jedoch nicht, ein Verlust sei gerade
von der Bundesbank zu kompensieren. Zumindest be i ei:
ner Vernichtung von Banknoten wird für einen Schaden
ja regelmäßig ein dritter Verursacher haften. Büßt frei-
lich der Noteninhaber sein Papiergeld zufällig ein, so hat
er - casum sentit dominus - nach Zivilrecht ke ine Mög-:
Hchkeit, anderweit Rückgriff zu nehmen. Daran hat bis:
lang aber niemand unter Bezug auf Art. 14 GG Anstoß ge-s, "
nommen. Es muß daher dem Gesetzgeber unbenommen ~ l~
bleiben, der Deutschen Bundesbank in solchem Falle ,
k eine Ersatzleistung aufzuerlegen, auch wenn ' s~e d8:'l · ~:~
durch die Möglichkeit zur entsprechenden Erhöhung~
des Banknotenumlaufs erhält. Sie muß ja nicht etwa
eine neue Note gleichen Nennwerts ausgebefr '". \ .. :.
. ~
dd) Schließlich ist auch die gesetzgeberische EntscI1ei~ ; '
dung, für beschädigte Noten in der Regel Ersatz zu lei-
sten, für (zur Gänze) verri ich tete hingegen nicht, verfas- ~ .
sungsrechtlich nicht zu beanstanden. Der Nachweis näm-
lich, ein e bestinunte Note sei gänzlich vernichtet, wird un- ;,.
gleich schwerer zu führen sein als der, nur ein Teil dersel- f'
ben sei nicht mehr vorhanden" . Wenn derBundesbankge- -.
setzgeber ersteres für normalerweise ausgeschlossen "er-
achtete und daher die Möglichkeit eines Nachweises posi-
tiv ausschloß, so entspricht dies den tatsächlichen Gege-
benheiten und ist sachlich angemessen. Dabei sollte man
beachten, daß § 14 Abs. 3 S atz 1 BBankG zumindest seinem": ,
Wortlaut nach nur eine Aussage über eine fehlende Pflicht .,..
der Bundesbank trifft, ihr hingegen einen Ersatz nicht . .~
verbietet 3 1. ' .. "
4. Im Ergebnis stellt si ch daher, wer hierzulande eine
Banknote durch Feuer einbüßt, schlechter als jemand in
England oder in ' Kana da - ein Resultat, das zumindest
(verfassungs-)rechtlich ..richtig" is t . . ~ "
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c) Diese rechtstechnisch sicher denkbare Möglichkeit ist
freilich an der Verfassung, insbesondere an Art. 14 und 3
Abs.l GG, zu messen. Man wird hier wohl zu differenzie-
ren haben: 1
aal Daß nach Ablauf einer beim Aufruf bestimmten (an-
gemessenen!) Umtauschfrist ungültig gewordene Noten
(§§ 14 Abs.2 S atz 2, Abs.3 Satz 1 5.Alt. BBankG) nicht er -
setzt zu werden brauchen, ist gewiß grundgesetzl ieh unbe-
denklich . Die Umtausch-Obliegenheit der Noteninhaber
hält sich im Rahmen von Art. 14 Abs.l S atz 2 GG; sie sinnt
diesen lediglich an, sich um Bestand und Erhaltung ihres
Eigentums zu kümmern. was ein "ordent liche r Eigentü-
mer " regelmäßig bereits von sich aus tun wird 22 .
bb) .Falsche bzw. verfälschte Note n (§ 14Abs.3 Satzl 3.,
4. Alt.; vgl. auch § 36 BBankG) genießen kein en Eigen-
tumsschutz. Di es folgt aus dem Umstand, daß nur der auf-
gedruckte Nennwert einer Banknote ihren Geldwert be-
stimmt, für den Zahlungsverkehr maßgeblich ist ", und die
Noten diese ihre EigenSchaft einem konstitutiven
S taat s akt verdanken" . ..Falschgeld" ist so kein Geld im
Rechtssinne" bz w. allenfalls ..unechtes Geld" ' · . Zudem
Notenausgabe durch die Deutsche Bundesbank gemäß
§ 14 Abs.l BBankG als privatrechtlichen Akt zu qua-
lifizieren 1. , weshalb die §§ 793ff. BGB auf Banknoten al-
lenfalls ents prechend anwendbar sein mögen 15 .
b) Auf den ers te n Blick erscheint hingegen befremdlich,
daß nach Maßgabe des § 28 BBankG der Banknot enumlauf
im Wochenausweis der Deutschen Bundesbank als Pas-
s i v posten auszuweisen ist. Immerhin schließt Mann aus
dem Umstand, daß die Zentralbank eine 'zers törte Bank-
not e aus den " Pass iva" st reichen und hernach statt ihrer
eine neu e Note ausgeben und hiermit Geldverpflichtungen
erfüllen könne, während der (Feuer-)Geschädi gte um die
Note ärmer sei, die Zentralbank müsse ihm di e Note erset-
zen 16 . Hiergegen einz uwende n, der Passivausweis des No-
tenumlaufs erfolge ja nur, weil jede Verkleinerung dessel-
ben eine Minderung der Bundesbank-Aktiva (Gegenlei-
stung für Zurückerhalt im Uml auf befindlicher Noten ) mi t
sich bringe " , t rifft den hi er geschilderten Fall nicht, weil
d ie Vernichtung der Note füi die Deutsche Bundesbank
nach § 14 Abs. 3 Satz 1 BBankG keine Leistungspflicht
begründet. Au ch F ögen 18 räumt zudem ein, mindestens
für d en Fall verkörperten Banknoten eine Ver b i n d-
li chke it des Emittenten, daß sie durch einen speziellen
ode r generellen Akt die Geldeigenschaft verlören - näm-
lich in Gestalt einer Verpflichtung zum Umtausch in dann
geltende Geldzeichen 1.. Eine Lösung der aufgezeigten
Kollision zwischen § 14 Abs. 3 Satz I und § 28 BBankG
könnte nur in der Spezialität der erstgenannten Vorschrift
liegen , d ie sodann die grundsätzlich_für alle ausgegeb enen
Banknoten geltende Ein- oder Umtauschpflicht ' 0 der
§§ 28,14 Abs.2 Satz 2 BBankG unter den in § 14 Abs.3
Satz 1 BBankG aufgezählten Voraussetzungen ausschlös-
se " .
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